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VERORDNUNG (EWG) Nr. 516/72 DES RATES

vom 28. Februar 1972

über die Einführung gemeinsamer Regeln für den Pendelverkehr mit Kraftomnibussen
zwischen den Mitgliedstaaten

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 75 ,

gestützt auf die Verordnung Nr. 117/66/EWG des
Rates vom 28 . Juli 1966 über die Einführung ge­
meinsamer Regeln für den grenzüberschreitenden Per­
sonenverkehr mit Kraftomnibussen (x), insbesondere
auf Artikel 8 ,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ,

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialaus­
schusses ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Es ist notwendig, den Pendelverkehr einer Genehmi­
gung zu unterwerfen, damit die Einhaltung der den
Verkehrsunternehmern gemäß dieser Verordnung ob­
liegenden Verpflichtungen wirksam überwacht werden
kann ; die Gültigkeitsdauer der Genehmigung ist
unter Berücksichtigung der Saisonabhängigkeit des
Pendelverkehrs festzulegen .

Um die Überwachung zu erleichtern und die Ver­
waltungsformalitäten zu vereinfachen, ist ein ein­
heitliches Muster für die Genehmigung vorzusehen ;
die Genehmigung soll für die gesamte Beförderungs­
strecke gültig sein .

Die Einrichtung von Pendelverkehrsdiensten muß von
einer Prüfung abhängig gemacht werden, die es den
Behörden ermöglicht festzustellen, ob dem Erforder­
nis , das ordnungsgemäße Funktionieren des Linien­
verkehrs nicht zu beeinträchtigen, entsprochen wird ;
eine solche Prüfung ist für Pendelverkehrsdienste ,
die neben den Beförderungsleistungen die Unter­
bringung der Reisenden mit oder ohne Verpflegung
einschließen, jedoch nicht notwendig, da eine solche
pauschale Leistung nicht mit derjenigen vergleichbar
ist , die der Linienverkehr auf der Straße und auf
der Schiene anbietet .

Im Interesse der Verkehrsnutzer und um insbesondere
eine ordnungsgemäße Durchführung der Verkehrs­
dienste zu gewährleisten, muß die zuständige Behörde

die Möglichkeit haben, Antragsteller auszuschließen,
bei denen offensichtlich ist , daß sie den Anforderun­
gen dieser Verkehrsdienste nicht entsprechen .

Die Bedingungen, unter denen Ausnahmen von be­
stimmten Vorschriften gewährt werden können, welche
die Durchführung der Pendelverkehrsdienste festlegen ,
müssen unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der
Verkehrsnutzer bestimmt werden, ohne daß hierdurch
die wesentlichen Merkmale dieser Verkehrsart ange­
tastet werden ; die Grenzen, innerhalb deren diese
Ausnahmen gewährt werden können, müssen je nach
dem Einfluß der einzelnen Formen des Pendelver­
kehrs auf die Marktlage des Personenverkehrs in den
betreffenden Gebieten abgestuft werden .

Es sind gemeinsame Regeln für das Verfahren zur
Ausstellung und Erteilung der Genehmigung festzu­
legen , damit die Anwendung der materiellen Vorschrif­
ten dieser Verordnung erleichtert wird ; zu diesem
Zweck ist auch ein einheitliches Muster für die An­
tragsformulare festzulegen .

In Anbetracht der Saisonabhängigkeit des Pendelver­
kehrs und der Notwendigkeit, gelegentlich unvor­
hersehbaren Bedürfnissen der Verkehrsnutzer zu ent­
sprechen, müssen die zuständigen Behörden rasch Ent­
scheidungen über die Anträge auf Einrichtung sol­
cher Verkehrsdienste treffen ; das Verfahren direkter
Vereinbarungen zwischen den beteiligten Mitgliedstaa­
ten dürfte diesem Erfordernis am ehesten entspre­
chen.

Zur Überwindung der Schwierigkeiten, die bei den
Verhandlungen zwischen den^Mitgliedstaaten auftre­
ten können, sind Gemeinschaftsverfahren vorzusehen
und der Kommission und gegebenenfalls dem Rat
Entscheidungsbefugnisse auf diesem Gebiet zu über­
tragen .

Hinsichtlich der Gültigkeitsdauer der vor Inkraft­
treten dieser Verordnung erteilten Genehmigungen
sind Übergangsmaßnahmen vorzusehen .
Um die mit dieser Verordnung eingeführten gemein­
samen Regeln elastischer zu gestalten , empfiehlt es
sich, für die Mitgliedstaaten die Möglichkeit vorzu­
sehen , auf bilateraler oder multilateraler Grundlage
von einigen Vorschriften dieser Verordnung abzu­
weichen .

Den Verkehrsunternehmern muß die Möglichkeit ge­
geben werden, ihre Interessen gegenüber bestimmten
Entscheidungen, welche die Mitgliedstaaten über An­
träge getroffen haben, durch geeignete Mittel geltend
zu machen .f 1 ) ABl . Nr. 147 vom 9. 8 . 1966 , S. 2688/66 .
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(4) Die Genehmigung muß einem Muster entspre­
chen, das die Kommission durch Verordnung nach
Anhörung der Mitgliedstaaten binnen drei Monaten
nach Erlaß dieser Verordnung festlegt .

Um die Durchführungsvorschriften für die gemein­
samen Regeln zu vereinheitlichen, ist ein gemein­
schaftliches Anhörverfahren für die von den Mit­
gliedstaaten zu ergreifenden Maßnahmen vorzu­
sehen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

ABSCHNITT I

Geltungsbereich und allgemeine Vorschriften

Artikel 4

Artikel 1

Die Genehmigung berechtigt den Inhaber , unter den
in ihr festgelegten Bedingungen Personenbeförderun­
gen im grenzüberschreitenden Straßenverkehr im
Hoheitsgebiet aller Mitgliedstaaten durchzuführen,
das durch die Streckenführung des Pendelverkehrs
berührt wird .

ABSCHNITT II

Bedingungen für die Erteilung der Genehmigung

Diese Verordnung gilt für den Pendelverkehr , der
in Artikel 2 der Verordnung Nr. 117/66/EWG be­
zeichnet ist und den Bedingungen des Artikels 4
Absatz 1 der genannten Verordnung entspricht .

Artikel 5
Artikel 2

Der Pendelverkehr wird auf Grund einer Genehmigung
für den Pendelverkehr — im folgenden als „Ge­
nehmigung" bezeichnet — betrieben .

Die Genehmigung wird nach den Vorschriften dieser
Verordnung ausgestellt und erteilt .

Die Genehmigung zur Einrichtung eines Verkehrsdien­
stes im Sinne des Artikels 1 wird jedem Antrag­
steller erteilt , wenn

a) der beantragte Verkehrsdienst neben der Beförde­
rungsleistung die Unterkunft der Reisegruppe mit
oder ohne Verpflegung am Zielort und gegebenen­
falls während der Reise einschließt,

b) die Dauer der Reise und des Aufenthalts der
Reisegruppe am Zielort mindestens sieben Tage
oder im Falle einer Beförderung über eine Strecke
von weniger als 300 km mindestens drei Tage be­
trägt,

c) die Fahrgäste den Gesamtpreis für die Reise an
den Reiseveranstalter entrichten.

Artikel 3

Artikel 6

( 1 ) Die Genehmigung wird auf den Namen eines
Verkehrsunternehmers ausgestellt , der in dem Mit­
gliedstaat, in dem seine Fahrzeuge zugelassen sind ,
die erforderlichen Bedingungen für die Zulassung
zum grenzüberschreitenden Personenverkehr erfüllt .

(2 ) Die Gültigkeitsdauer der Genehmigung beträgt
höchstens ein Jahr .

(3 ) In der Genehmigung ist folgendes festzulegen :

a) die Form des Pendelverkehrs ,

b) die Streckenführung, insbesondere die Ausgangs-,
Ziel- und Halteorte sowie die Grenzübergangs­
stellen,

c) die Länge der Strecke in Kilometern ,

d) die Liste der amtlichen Kennzeichen der Fahrzeuge,
mit denen die Beförderung durchgeführt werden
kann ,

e) die Zahl und die Termine der Fahrten,

f) die Fahrpläne,

g) gegebenenfalls die gemäß den Artikeln 9 , 10 und 11
genehmigten Ausnahmen,

h) die Gültigkeitsdauer der Genehmigung .

( 1 ) Abweichend von Artikel 5 werden Anträge auf
Einrichtung eines Verkehrsdienstes im Sinne des
Artikels 1 , bei dem die in Artikel 5 aufgeführten
Bedingungen nicht erfüllt sind , einer Prüfung unter­
worfen , die sich auf die Marktlage des Personenver­
kehrs in den betreffenden Gebieten erstreckt .

(2) Die Genehmigung wird unter der Bedingung
erteilt , daß die Bedienung des Verkehrs , der Gegen­
stand des Antrags ist , qualitativ wie auch quantita­
tiv durch die in Absatz 1 genannten vorhandenen
Verkehrsdienste nicht bereits zufriedenstellend ge­
währleistet ist .

Artikel 7

Die in den Artikeln 5 und 6 genannten Genehmi­
gungen können verweigert werden, wenn der Antrag­
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trag auf Erteilung einer Genehmigung oder während
des Betriebszeitraums eines genehmigten Pendelver­
kehrsdienstes gestellt werden.

steller in der Vergangenheit die Bedingungen nicht
eingehalten hat, denen die Genehmigungen für seine
Verkehrsdienste unterlagen, oder wenn Grund zu der
Annahme besteht, daß er die Verkehrsleistung nicht
in angemessener Weise erbringt, oder wenn eine an­
gemessene Behandlung der Fahrgäste nicht sicherge­
stellt ist.

Artikel 10

Artikel 8

( 1 ) Der Antragsteller macht den zuständigen Behör­
den zur Begründung seines Antrags alle Angaben über
Streckenführung und Programm des Verkehrsdienstes .

(2) In dem in Artikel 5 genannten Fall macht der
Antragsteller außerdem Angaben über Ort und Hotels
oder sonstige Einrichtungen, in denen die Fahrgäste
während ihres Aufenthalts untergebracht werden sol­
len, sowie über die Dauer des Aufenthalts .

(3 ) Der Antragsteller belegt die in den Absätzen 1
und 2 genannten Angaben durch Beifügung entspre­
chender Unterlagen, die vom Veranstalter der Grup­
penreisen und gegebenenfalls von den Hotels oder
Einrichtungen ausgestellt sind , in denen die Unter­
bringung vorgesehen ist .

( 1 ) Abweichend von Artikel 2 Absatz 2 der Ver­
ordnung Nr. 117/66/EWG kann dem Genehmigungs­
inhaber gestattet werden, im Hoheitsgebiet des
Staates , in dem sich der Ausgangsort des Verkehrs­
dienstes befindet, außer am Ausgangsort an höch­
stens drei Stellen Fahrgäste auf der Hinfahrt aufzu­
nehmen und auf der Rückfahrt abzusetzen .

(2) Abweichend von Artikel 2 Absatz 2 der Ver­
ordnung Nr. 117/66/EWG kann dem Genehmigungs­
inhaber gestattet werden, im Hoheitsgebiet des Staa­
tes , in dem sich der Zielort des Verkehrsdienstes
befindet , außer am Zielort an höchstens drei Stellen
Fahrgäste auf der Hinfahrt abzusetzen und auf der
Rückfahrt wieder aufzunehmen.

(3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten für Verkehrsdienste
im Sinne des Artikels 6 nur dann, wenn die in dem
betreffenden Gebiet vorhandenen Personenverkehrs­
dienste die Bedienung des Verkehrs auf den von den
Ausnahmeanträgen betroffenen Verkehrsverbindungen
weder qualitativ noch quantitativ zufriedenstellend
gewährleisten können.

(4) Ausnahmen nach den Absätzen 1 und 2 werden
nach dem Verfahren der Artikel 13 bis 16 zugelassen.

Anträge auf Zulassung dieser Ausnahmen können
gleichzeitig mit dem in Artikel 12 genannten Antrag
auf Erteilung einer Genehmigung oder während des
Betriebszeitraums eines genehmigten Pendelverkehrs­
dienstes gestellt werden .

ABSCHNITT III

Ausnahmen

Artikel 9

Artikel 11

( 1 ) Im Rahmen der in Artikel 5 genannten Ver­
kehrsdienste kann der Genehmigungsinhaber abwei­
chend von Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr.
117/66/EWG Fahrgäste bei der Rückfahrt zulassen,
die bei der Hinfahrt mit einer anderen Gruppe
gereist sind , sofern die Gesamtzahl dieser Fahrgäste
25 v.H. der Zahl der Fahrgäste ihrer Hinfahrt nicht
überschreitet .

(2) Mit Genehmigung der zuständigen Behörde kann
der in Absatz 1 genannte Hundertsatz bis auf 50 v.H.
erhöht werden .

Bei Zulassung dieser Ausnahme kann die genannte
Behörde die Marktlage des Personenverkehrs in den
betreffenden Gebieten berücksichtigen .

(3 ) Ausnahmen nach Absatz 2 werden nach dem
Verfahren der Artikel 13 bis 16 zugelassen .

Anträge auf Zulassung dieser Ausnahmen können
gleichzeitig mit dem in Artikel 12 genannten An­

( 1 ) Abweichend von Artikel 2 Absatz 3 der Ver­
ordnung Nr. 117/66/EWG kann der Verkehrsunterneh­
mer die Genehmigung beantragen, die erste Hinfahrt
und die letzte Rückfahrt in der Reihe der Pendel­
fahrten als Leerfahrt durchzuführen, wenn die Fahr­
gäste aus Drittländern auf Grund eines Vertrages , der
vor ihrer Ankunft in dem Land, in dem sie auf­
genommen werden, geschlossen wurde, auf einem
Flugplatz bei der Landung eines Flugzeugs oder in
einem Hafen beim Anlegen eines Schiffes in Gruppen
zusammengefaßt worden sind.

In diesem Fall werden die Genehmigungen nach dem
Verfahren der Artikel 12 bis 16 erteilt .

(2) Abweichend von Artikel 2 Absatz 3 der Ver­
ordnung Nr. 117/66/EWG können nach dem Verfah­
ren der Artikel 12 , 13 , 14 und 16 auch in ande­
ren Fällen Genehmigungen erteilt werden.
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(3 ) Vor Ablauf des ersten Halbjahrs 1975 unter­
breitet die Kommission dem Rat einen Bericht über
die Verkehrsmarktlage in dem betreffenden Bereich
sowie gegebenenfalls einen Vorschlag, den Anwen­
dungsbereich dieses Artikels unter Berücksichtigung
der Erfahrungen und der Entwicklung der gemeinsa­
men Verkehrspolitik zu ändern.

verkehr berührt wird, wirksam. Diese Mitgliedstaa­
ten können, wenn sie der Ansicht sind, daß diese
Entscheidungen erhebliche Schwierigkeiten hervor­
rufen könnten, vor Wirksamwerden dieser Entschei­
dungen, nach dem Verfahren des Artikels 15 Ein­
spruch erheben. In diesem Fall bleibt die Durch­
führung der betreffenden Entscheidungen bis zum
Abschluß des genannten Verfahrens ausgesetzt .

Verzichten die Mitgliedstaaten, deren Hoheitsgebiet
im Durchgangsverkehr berührt wird, ausdrücklich auf
ihr Einspruchsrecht , so können die Staaten, in denen
sich der Ausgangs - und Zielort des Verkehrsdienstes
befinden, den Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
betreffenden Entscheidungen vor Ablauf eines Monats
festsetzen .

ABSCHNITT IV

Verfahren

Artikel 12

Artikel 14

( 1 ) Genehmigungsanträge müssen einem Muster
entsprechen, das die Kommission durch Verordnung
nach Anhörung der Mitgliedstaaten binnen drei Mo­
naten nach Erlaß dieser Verordnung festlegt .

(2) Die Anträge nach Absatz 1 sind an den Mit­
gliedstaat zu richten, in dessen Hoheitsgebiet sich der
Ort befindet, an dem die Fahrgäste für die Be­
förderung zum Aufenthaltsort aufgenommen werden.
Die Antragsteller müssen zur Begründung ihrer An­
träge die Unterlagen für die in Artikel 8 genannten
Angaben beifügen .

( 1 ) Der Mitgliedstaat im Sinne des Artikels 12
Absatz 2 übermittelt den anderen Mitgliedstaaten im
Sinne des Artikels 13 eine Durchschrift des Antrags
sowie der in Artikel 8 aufgeführten Unterlagen . Er
teilt seine Stellungnahme zu dem Antrag mit.

(2) Binnen dreißig Tagen nach Eingang der
Durchschrift des Antrags teilen die Mitgliedstaaten
im Sinne des Artikels 13 dem Mitgliedstaat im Sinne
des Artikels 12 Absatz 2 ihre Stellungnahmen mit.

(3 ) Erhältjder Mitgliedstaat im Sinne des Artikels
12 Absatz 2 innerhalb der in Absatz 2 bestimmten
Frist keine Antwort der anderen Mitgliedstaaten im
Sinne des Artikels 13 , so gilt dies als Einverständ­
nis dieser Mitgliedstaaten .

Artikel 13

Artikel 15

( 1 ) Die Anträge werden nach dem Verfahren der
Artikel 14 bis 16 von den Mitgliedstaaten geprüft,
in deren Hoheitsgebiet sich die Orte befinden, an
denen Fahrgäste aufgenommen oder abgesetzt werden
sollen, sofern es sich nicht um einen Fall im Sinne
von Artikel 11 Absatz 2 handelt, auf den Artikel 15
keine Anwendung findet .

(2) Bei Verkehrsdiensten im Sinne des Artikels 5
teilt der Mitgliedstaat im Sinne des Artikels 12 Ab­
satz 2 den Mitgliedstaaten, deren Hoheitsgebiet im
Durchgangsverkehr berührt wird, die getroffenen Ent­
scheidungen vor ihrem Wirksamwerden mit.

(3 ) Bei Verkehrsdiensten im Sinne des Artikels 6
unterrichtet der Mitgliedstaat im Sinne des Artikels 12
Absatz 2 die Mitgliedstaaten, deren Hoheitsgebiet im
Durchgangsverkehr berührt wird, sowie die Kommis­
sion über den Verlauf der Verhandlungen, die im
Rahmen der Vorschriften des Absatzes 1 stattfinden,
und über die daraufhin getroffenen Entscheidungen .
Diese Mitgliedstaaten können hierzu Bemerkungen
äußern .

(4) In dem in Absatz 3 genannten Fall werden die
Entscheidungen der Mitgliedstaaten im Sinne des Ab­
satzes 1 einen Monat nach Unterrichtung der Mit­
gliedstaaten, deren Hoheitsgebiet im Durchgangs­

( 1 ) Führt das Verfahren des Artikels 14 zu keiner
Einigung oder wird Artikel 13 Absaz 4 angewandt,
so kann die Kommission auf Antrag eines beteiligten
Mitgliedstaats mit dem Streitfall befaßt werden.

Die Kommission trifft nach Anhörung der beteiligten
Mitgliedstaaten so bald wie möglich eine Entschei­
dung, die den genannten Staaten mitgeteilt wird.

(2) Die Entscheidung nach Absaz 1 wird nach drei­
ßig Tagen wirksam, sofern nicht ein beteiligter Mit­
gliedstaat den Rat vor Ablauf dieser Frist mit der
Frage befaßt.

In diesem Fall entscheidet der Rat binnen dreißig
Tagen mit qualifizierter Mehrheit .

(3 ) Die Entscheidungen der Kommission und des
Rates nach den Absätzen 1 und 2 bleiben wirksam,
bis gegebenenfalls eine Einigung zwischen den be­
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teiligten Mitgliedstaaten zustande kommt oder bis die
Kommission oder der Rat neue Entscheidungen nach
dem Verfahren der Absätze 1 und 2 treffen.

(2) Der Fahrausweis nach Absatz 1 ist den Kontroll­
personen auf Verlangen vorzuzeigen .

Artikel 19
Artikel 16

( 1 ) Der Mitgliedstaat im Sinne des Artikels 12 Ab­
satz 2 widerruft die auf Grund dieser Verordnung
erteilte Genehmigung, wenn der Inhaber die Voraus­
setzungen des Artikels 3 Absatz 1 nicht mehr erfüllt .

Der Mitgliedstaat, der die Genehmigung widerrufen
hat, unterrichtet hiervon unverzüglich die übrigen
Mitgliedstaaten im Sinne des Artikels 13 .

(2) Erhält ein Mitgliedstaat davon Kenntnis , daß
der Inhaber einer von einem anderen Mitgliedstaat
erteilten Genehmigung in seinem Hoheitsgebiet gegen
diese Verordnung verstoßen hat, so unterrichtet er
hiervon den anderen Mitgliedstaat. Die Mitgliedstaa­
ten teilen sich gegenseitig alle ihnen vorliegenden
Angaben über die Ahndung dieser Verstöße mit.

( 1 ) Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats im
Sinne des Artikels 12 Absatz 2 , die gemäß den Ent­
scheidungen handelt , auf die sich die Mitgliedstaaten
im Sinne des Artikels 13 geeinigt haben,

— erteilt die Genehmigung zur Einrichtung eines
Pendelverkehrsdienstes oder

— lehnt den Antrag förmlich ab.

(2) Bei Erteilung der Genehmigung übermittelt der
Mitgliedstaat im Sinne des Artikels 12 Absatz 2 den
übrigen Mitgliedstaaten im Sinne des Artikels 13
eine Durchschrift der Genehmigung.

(3 ) Entscheidungen , welche die zuständigen Behör­
den der Mitgliedstaaten nach Absatz 1 treffen, sind
zu begründen.

Die Mitgliedstaaten räumen den Verkehrsunternehmen
die Möglichkeit ein, als solche ihre Interessen ge­
genüber den genannten Entscheidungen mit geeigneten
Mitteln geltend zu machen.

ABSCHNITT VI

Übergangs- und Schlußvorschriften

Artikel 20

ABSCHNITT V

Überwachung — Ahndung von Verstößen

Artikel 17

Die bei Inkrafttreten dieser Verordnung bereits
bestehenden Pendelverkehrsdienste im Sinne des Arti­
kels 1 können auf Grund einzelstaatlicher Genehmigun­
gen für die Dauer ihrer Gültigkeit weiterbetrieben
werden .

Solche Genehmigungen dürfen jedoch nur insoweit
erneuert werden, als dies notwendig ist, um eine
einheitliche Gültigkeitsdauer zu gewährleisten , wenn
ein Pendelverkehrsdienst auf Grund mehrerer einzel­
staatlicher Genehmigungen betrieben wird.

Im Fahrzeug mitzuführen und den Kontrollpersonen
auf Verlangen vorzuzeigen sind :

— die in Artikel 3 vorgesehene Genehmigung und
— für jede Fahrt eine Liste mit den Namen der
Fahrgäste .

Artikel 21
Artikel 18

Die Mitgliedstaaten können auf bilateraler oder mul­
tilateraler Grundlage vereinbaren, daß der Mitglied­
staat, in dessen Hoheitsgebiet sich der Ort befindet,
an dem Fahrgäste für die Beförderung zum Aufent­
haltsort aufgenommen werden sollen, abweichend von
den Artikeln 13 , 14 und 16 die Genehmigung erteilt,
ohne die anderen Mitgliedstaaten, die Parteien der
Vereinbarung sind, zu beteiligen .

( 1 ) Fahrgäste, die einen Pendelverkehrsdienst be­
nutzen, müssen während der ganzen Fahrt einen
Fahrausweis (Einzel- oder Sammelfahrausweis) mit
sich führen, der folgende Angaben enthält :
— Name des Fahrgastes (der Fahrgäste),

— Verkehrsverbindung,
— Zeitpunkt der Hinreise und Rückreise sowie
Dauer des Aufenthalts am Zielort,

— Gesamtpreis der Reise oder — im Falle eines
Verkehrsdienstes nach Artikel 6 — Beförderungs­
preis .

Artikel 22

Die in den Artikeln 3 , 12 und 17 genannten Unter­
lagen ersetzen die gegenwärtig bestehenden Genehmi­
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Artikel 24gungsanträge, Genehmigungen und Überwachungs­
unterlagen .

Artikel 23

Die Mitgliedstaaten erlassen vor dem 1 . Oktober 1972
nach Anhörung der Kommission die für die Durchfüh­
rung dieser Verordnung erforderlichen Rechts- und
VerwaltungsvorSchriften .
Diese Vorschriften erstrecken sich unter anderem
auf die Organisation, das Verfahren und die Mittel
der Überwachung sowie auf die Ahndung von Ver­
stößen .

Diese Verordnung gilt ab 1 . Januar 1973, mit Aus­
nahme des Artikels 3 Absatz 4 und des Artikels 12
Absatz 1 , die ab Inkrafttreten dieser Verordnung
gelten .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 28 . Februar 1972.

Im Namen des Rates

Der Präsident

G. THORN


